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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN FÜR BANKGESCHÄFTE 
 

Gegenüberstellung der geänderten Klauseln 
 

Fassung 2018 Fassung 2024 

Z 2. (1) ……. 

Gegenüber einem Unternehmer ist es ausreichend, das Anbot 
über die Änderung auf eine mit dem Unternehmer vereinbarte 
Weise zum Abruf bereit zu halten.  

Z 2. (1) …….  

Gegenüber einem Unternehmer ist es ausreichend, das Anbot 
über die Änderung Änderungsangebot spätestens zwei Mo-
nate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Änderungen über das Electronic Banking zuzustellen oder auf 
eine mit dem Unternehmer vereinbarte Weise zum Abruf bereit 
zu halten.  

Z 5. (2) Erklärungen und Informationen, die das Kreditinstitut 
dem Kunden mitzuteilen oder zugänglich zu machen hat, erhält 
der Kunde auf Papier oder bei Vorliegen einer entsprechenden 
Vereinbarung auf einem anderen dauerhaften Datenträger 
(etwa auf elektronischem Weg im Rahmen des Electronic Ban-
king - Internetbanking). 

Z 5. (2) Erklärungen und Informationen, die das Kreditinstitut 
dem Kunden mitzuteilen oder zugänglich zu machen hat, erhält 
der Kunde auf Papier (insbesondere mittels Kontoauszug), 
oder bei Vorliegen einer entsprechenden Vereinbarung auf ei-
nem anderen dauerhaften Datenträger (etwa auf elektroni-
schem Weg im Rahmen des Electronic Banking - Internetban-
king). 

Z 6. (1) Das Kreditinstitut wird, sobald es vom Ableben eines 
Kunden Kenntnis erhält, Dispositionen aufgrund eines Be-
schlusses des Abhandlungsgerichts, des Einantwortungsbe-
schlusses oder eines europäischen Nachlasszeugnisses zu-
lassen. Verfügungen eines einzelverfügungsberechtigten 
Konto-/Depotinhabers über das Gemeinschaftskonto/-depot 
werden durch diese Regelung nicht berührt. 

Z 6. (1) Das Kreditinstitut wird, sobald es vom Ableben eines 
Kunden Kenntnis erhält, Dispositionen aufgrund eines Be-
schlusses des österreichischen Abhandlungsgerichts, des 
Einantwortungsbeschlusses oder eines europäischen Nach-
lasszeugnisses zulassen. Verfügungen eines einzelverfü-
gungsberechtigten Konto-/Depotinhabers über das Gemein-
schaftskonto/-depot werden durch diese Regelung nicht be-
rührt. 

Z 8. (3) Darüber hinaus haftet das Kreditinstitut für Zahlungs-
dienste innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes 
(EWR) in Euro oder einer anderen Währung eines EWR-Ver-
tragsstaates gegenüber Verbrauchern (nicht aber gegenüber 
Unternehmern) 

…… 

Z 8. (3) Darüber hinaus haftet das Kreditinstitut für Zahlungs-
dienste innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR) 
in Euro oder einer anderen Währung eines EWR-Vertragsstaa-
tes gegenüber Verbrauchern, die natürliche Personen sind 
(nicht aber gegenüber Unternehmern und juristischen Perso-
nen) 

…… 

2. Bekanntgabe wesentlicher Änderungen 

a) Name oder Anschrift  

2. Bekanntgabe wesentlicher Änderungen 

a) Name oder Anschrift und Kontaktdaten 

 Z 11. (3) Elektronische Erklärungen des Kreditinstitutes (z.B. 
Erklärungen via E-Mail oder SMS) an die letzte vom Kunden 
bekannt gegebene E-Mail-Adresse bzw. Mobiltelefonnummer 
gelten dem Kunden, für den sie bestimmt sind, als zugegan-
gen, wenn er sie unter gewöhnlichen Umständen abrufen kann 
(§ 12 E-Commerce-Gesetz). 

Z 15. (1) Der Kunde hat bei der Nutzung eines Zahlungsinstru-
mentes, das vereinbarungsgemäß zur Erteilung eines Auftrags 
an das Kreditinstitut verwendet werden kann, alle zumutbaren 
Vorkehrungen zu treffen, um die personalisierten Sicherheits-
merkmale vor unbefugten Zugriffen zu schützen, sowie den 
Verlust, den Diebstahl, die missbräuchliche Verwendung oder 
die sonst nicht autorisierte Nutzung des Zahlungsinstrumentes 
unverzüglich dem Kreditinstitut oder der von diesem benann-
ten Stelle anzuzeigen, sobald er davon Kenntnis hat. Unter-
nehmer haften für Schäden, die dem Kreditinstitut aus der Ver-
letzung dieser Sorgfaltspflichten entstehen, bei jeder Art des 
Verschuldens des Unternehmers betraglich unbegrenzt. 

Z 15. (1) Der Kunde hat bei der Nutzung eines Zahlungsinstru-
mentes, das vereinbarungsgemäß zur Erteilung eines Auftrags 
an das Kreditinstitut verwendet werden kann, alle zumutbaren 
Vorkehrungen zu treffen, um die personalisierten Sicherheits-
merkmale vor unbefugten Zugriffen zu schützen. Zahlungsaus-
lösedienstleister und Kontoinformationsdienstleister gelten 
nicht als „Unbefugte“ im Sinne dieser Bestimmung. Der Kunde 
hat, sowie den Verlust, den Diebstahl, die missbräuchliche 
Verwendung oder die sonst nicht autorisierte Nutzung des 
Zahlungsinstrumentes unverzüglich dem Kreditinstitut oder der 
von diesem benannten Stelle anzuzeigen, sobald er davon 
Kenntnis hat. Unternehmer haften für Schäden, die dem Kre-
ditinstitut aus der Verletzung dieser Sorgfaltspflichten entste-
hen, bei jeder Art des Verschuldens des Unternehmers betrag-
lich unbegrenzt. 
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(2) ……. 

Das Kreditinstitut wird den Kunden - soweit eine Bekanntgabe 
der Sperre oder der Gründe für die Sperre nicht eine gerichtli-
che oder verwaltungsbehördliche Anordnung verletzen bzw. 
österreichischen oder gemeinschaftsrechtlichen Rechtsnor-
men oder objektiven Sicherheitserwägungen zuwiderlaufen 
würde - von einer solchen Sperre und deren Gründe möglichst 
vor, spätestens aber unverzüglich nach der Sperre informie-
ren. Dieselbe Vorgehensweise gilt, wenn das kontoführende 
Kreditinstitut einem Kontoinformationsdienstleister oder Zah-
lungsauslösedienstleister des Kunden den Zugang zum Konto 
verweigert. 

(2) ……. 

Das Kreditinstitut wird den Kunden - soweit eine Bekanntgabe 
der Sperre oder der Gründe für die Sperre nicht eine gerichtli-
che oder verwaltungsbehördliche Anordnung verletzen bzw. 
österreichischen oder gemeinschaftsrechtlichen Rechtsnor-
men oder objektiven Sicherheitserwägungen zuwiderlaufen 
würde - von einer solchen Sperre und deren Gründe in einer 
mit dem Kunden vereinbarten Kommunikationsform möglichst 
vor, spätestens aber unverzüglich nach der Sperre informie-
ren. Dieselbe Vorgehensweise gilt, wenn das kontoführende 
Kreditinstitut einem Kontoinformationsdienstleister oder Zah-
lungsauslösedienstleister des Kunden den Zugang zum Konto 
verweigert. 

Z 21a. (1) Für die Beilegung von außergerichtlichen Streitigkei-
ten mit dem Kreditinstitut besteht die Möglichkeit, die Ombuds-
stelle des ÖGV wie folgt zu kontaktieren: 

Ombudsstelle des Österreichischen Genossenschaftsverban-
des (ÖGV) 
Löwelstraße 14, 1010 Wien 
E-Mail: ombudsstelle@oegv.volksbank.at  
www.genossenschaftsverband.at/volksbank/ombudsstelle 

Z 21a. (1) Für die Beilegung von außergerichtlichen Streitigkei-
ten mit dem Kreditinstitut besteht die Möglichkeit, die Ombuds-
stelle des ÖGV wie folgt zu kontaktieren: 

Ombudsstelle des Österreichischen Genossenschaftsverban-
des // Schulze-Delitzsch (ÖGV) 
Löwelstraße 14, 1010 Wien 
E-Mail: ombudsstelle@genossenschaftsverband.at  
www.genossenschaftsverband.at/volksbank/ombudsstelle 

Z 35. (1) Ein Konto kann auch für mehrere Inhaber eröffnet 
werden (Gemeinschaftskonto). Verfügungen über das Konto, 
insbesondere dessen Schließung sowie die Erteilung und der 
Widerruf von Zeichnungsberechtigungen, können nur von allen 
Inhabern gemeinsam vorgenommen werden. Jeder Kontoinha-
ber kann sich im Einzelfall durch einen eigens dazu Bevoll-
mächtigten vertreten lassen. 

Z 35. (1) Ein Konto kann auch für mehrere Inhaber eröffnet 
werden (Gemeinschaftskonto). Verfügungen über das Konto, 
insbesondere dessen Schließung sowie die Erteilung und der 
Widerruf von Zeichnungsberechtigungen, können nur von allen 
Inhabern gemeinsam vorgenommen werden. Jeder Kontoinha-
ber kann sich im Einzelfall durch einen eigens dazu Bevoll-
mächtigten vertreten lassen. 

(4) Zeichnungsberechtigungen können von jedem einzelnen 
Kontoinhaber widerrufen werden. 

Z 39. (3) Die Angaben zu IBAN und BIC bzw. Kontonummer 
und Name/Bankleitzahl/BIC des Zahlungsdienstleisters des 
Empfängers, die vom Kunden im Rahmen der Abs 1 und 2 zu 
machen sind, stellen den Kundenidentifikator des Empfängers 
dar, an Hand dessen der Überweisungsauftrag ausgeführt 
wird. Darüber hinausgehende Angaben zum Empfänger wie 
insbesondere der Name des Empfängers sind nicht Teil dieses 
Kundenidentifikators und bleiben bei Ausführung der Überwei-
sung unbeachtet.  

Z 39. (3) Die Angaben zu IBAN und BIC bzw. Kontonummer 
und Name/Bankleitzahl/BIC des Zahlungsdienstleisters des 
Empfängers, die vom Kunden im Rahmen der Abs 1 und 2 zu 
machen sind, stellen den Kundenidentifikator des Empfängers 
dar, an Hand dessen der Überweisungsauftrag ausgeführt 
wird. Darüber hinausgehende Angaben zum Empfänger wie 
insbesondere der Name des Empfängers sind nicht Teil dieses 
Kundenidentifikators, dienen daher lediglich zu Dokumentati-
onszwecken und bleiben bei Ausführung der Überweisung un-
beachtet.  

(7) Beim Kreditinstitut eingegangene Überweisungsaufträge (Z 
39a) können vom Kunden nicht einseitig widerrufen werden. Ist 
zu einem Überweisungsauftrag ein späterer Durchführungster-
min vereinbart, tritt die Unwiderruflichkeit erst mit Ablauf des 
dem Durchführungstermin vorangehenden Geschäftstages 
ein. 

(7) Beim Kreditinstitut oder bei einem vom Kunden beauftrag-
ten Zahlungsauslösedienstleister eingegangene Überwei-
sungsaufträge (Z 39a) können vom Kunden nicht einseitig wi-
derrufen werden. Ist zu einem Überweisungsauftrag ein späte-
rer Durchführungstermin vereinbart, tritt die Unwiderruflichkeit 
erst mit Ablauf des dem Durchführungstermin vorangehenden 
Geschäftstages ein. 

Z 39a. (3) Das Kreditinstitut stellt sicher, dass nach dem Ein-
gangszeitpunkt der Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvor-
ganges ist, spätestens am Ende des folgenden Geschäftstags 
(bei in Papierform ausgelösten Zahlungsvorgängen am Ende 
des zweitfolgenden Geschäftstags) beim Zahlungsdienstleis-
ter des Zahlungsempfängers einlangt. Dieser Absatz findet nur 
auf Zahlungsvorgänge innerhalb des EWR in Euro Anwen-
dung. 

Z 39a. (3) Das Kreditinstitut stellt sicher, dass nach dem Ein-
gangszeitpunkt der Betrag, der Gegenstand des Zahlungsvor-
ganges ist, spätestens am Ende des folgenden Geschäftstags 
(bei in Papierform ausgelösten Zahlungsvorgängen am Ende 
des zweitfolgenden Geschäftstags) beim Zahlungsdienstleis-
ter des Zahlungsempfängers einlangt. Dieser Absatz findet nur 
auf folgende Zahlungsvorgänge innerhalb des EWR in Euro 
Anwendung: 

- Zahlungsvorgänge in Euro innerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraumes (EWR), 

- Zahlungsvorgänge, bei denen Beträge in Euro auf ein 
Konto in einem nicht dem Euro-Währungsgebiet angehö-
renden EWR-Vertragsstaat transferiert werden und in die-
sem die Währungsumrechnung durchgeführt wird. 
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Z 42. (2) Schecks und sonstige Zahlungsanweisungen sowie 
SEPA Firmenlastschriften sind eingelöst, wenn die Belas-
tungsbuchung auf dem bezogenen Konto des Kunden nicht in-
nerhalb von zwei Geschäftstagen rückgängig gemacht wird, es 
sei denn, das Kreditinstitut hat schon zuvor den Einreicher von 
der Einlösung verständigt oder an ihn Barzahlung geleistet. 
SEPA-Lastschriften (Z 42a Abs 3) sind mit Ablauf von fünf Ge-
schäftstagen eingelöst. 

Z 42. (2) Schecks und sonstige Zahlungsanweisungen sowie 
SEPA Firmenlastschriften sind eingelöst, wenn die Belas-
tungsbuchung auf dem bezogenen Konto des Kunden nicht in-
nerhalb von zwei Geschäftstagen bzw. bei Firmenlastschriften 
nicht innerhalb von 3 Geschäftstagen rückgängig gemacht 
wird, es sei denn, das Kreditinstitut hat schon zuvor den Ein-
reicher von der Einlösung verständigt oder an ihn Barzahlung 
geleistet. SEPA-Lastschriften (Z 42a Abs 3) sind mit Ablauf von 
fünf Geschäftstagen eingelöst. 

Z 42a. (1) Der Kunde stimmt der Belastung seines Kontos mit 
Beträgen, die von ihm ermächtigte Dritte zu Lasten seines Kon-
tos beim Kreditinstitut einziehen, zu. Diese Zustimmung kann 
vom Kunden jederzeit schriftlich widerrufen werden. Ein derar-
tiger Widerruf wirkt ab dem seinem Eingang beim Kreditinstitut 
folgenden Geschäftstag. In gleicher Weise kann gegenüber 
dem Kreditinstitut die Zustimmung für Einzüge eines ermäch-
tigten Dritten auf einen bestimmten Betrag oder eine be-
stimmte Periodizität oder beides begrenzt werden. Auch kann 
der Kunde das Kreditinstitut beauftragen, sämtliche Lastschrif-
ten auf sein Konto oder sämtliche von einem oder mehreren 
genannten Zahlungsempfängern veranlasste Lastschriften zu 
blockieren bzw. lediglich durch einen oder mehrere genannte 
Zahlungsempfänger veranlasste Lastschriften zu autorisieren. 

Z 42a. (1) Eine Lastschrift liegt vor, wenn der Zahler den Emp-
fänger mittels eines Lastschriftmandats direkt und ohne Ein-
schaltung des Kreditinstituts des Zahlers ermächtigt, zu Lasten 
des Kontos des Zahlers Beträge einzuziehen. 

Eine Firmenlastschrift liegt vor, wenn 

- der Zahler den Empfänger mittels eines Firmenlastschrift-
mandats ermächtigt, zu Lasten des Kontos des Zahlers 
Beträge einzuziehen, 

- sowohl Zahler als auch Empfänger Unternehmer sind, und 

- das Firmenlastschriftmandat auch dem Kreditinstitut des 
Zahlers schon vor der Kontobelastung vorliegt. 

Der Kunde stimmt der Belastung seines Kontos mit Beträgen, 
die von ihm ermächtigte Dritte zu Lasten seines Kontos mittels 
Lastschrift oder Firmenlastschrift beim Kreditinstitut einziehen, 
zu. Diese Zustimmung kann vom Kunden jederzeit schriftlich 
widerrufen werden. Ein derartiger Widerruf wirkt ab dem sei-
nem Eingang beim Kreditinstitut folgenden Geschäftstag. In 
gleicher Weise kann gegenüber dem Kreditinstitut die Zustim-
mung für Einzüge eines ermächtigten Dritten auf einen be-
stimmten Betrag oder eine bestimmte Periodizität oder beides 
begrenzt werden. Auch kann der Kunde das Kreditinstitut be-
auftragen, sämtliche Lastschriften auf sein Konto oder sämtli-
che von einem oder mehreren genannten Zahlungsempfän-
gern veranlasste Lastschriften zu blockieren bzw. lediglich 
durch einen oder mehrere genannte Zahlungsempfänger ver-
anlasste Lastschriften zu autorisieren. 

(2) Das Kreditinstitut führt SEPA-Lastschriften, mit welchen 
das Konto des Kunden belastet werden soll, aufgrund der vom 
einziehenden Kreditinstitut übermittelten International Bank 
Account Number (IBAN) durch. Die Angaben zum IBAN stellen 
den Kundenidentifikator dar, anhand dessen die SEPA-Last-
schrift durchgeführt wird. Werden von der einziehenden Bank 
darüber hinausgehende Angaben zum Kunden, wie insbeson-
dere der Name des Kontoinhabers des Kontos, von dem ein-
gezogen werden soll, gemacht, dienen diese daher lediglich zu 
Dokumentationszwecken und bleiben bei der Ausführung der 
SEPA-Lastschrift unbeachtet. Das Kreditinstitut ist zur Durch-
führung eines Lastschriftauftrags nur dann verpflichtet, wenn 
dafür auf dem angegebenen Konto des Kunden vollständige 
Deckung (Guthaben, eingeräumte Kontoüberziehung) vorhan-
den ist. 

(2) Das Kreditinstitut führt SEPA-Lastschriften und Firmenlast-
schriften, mit welchen das Konto des Kunden belastet werden 
soll, aufgrund der vom einziehenden Kreditinstitut übermittel-
ten International Bank Account Number (IBAN) durch. Die An-
gaben zum IBAN stellen den Kundenidentifikator dar, anhand 
dessen die SEPA-Lastschrift bzw. Firmenlastschrift durchge-
führt wird. Werden von der einziehenden Bank darüber hinaus-
gehende Angaben zum Kunden, wie insbesondere der Name 
des Kontoinhabers des Kontos, von dem eingezogen werden 
soll, gemacht, dienen diese daher lediglich zu Dokumentati-
onszwecken und bleiben bei der Ausführung der SEPA-Last-
schriften und Firmenlastschriften unbeachtet. Das Kreditinstitut 
ist zur Durchführung eines Lastschriftauftrags nur dann ver-
pflichtet, wenn dafür auf dem angegebenen Konto des Kunden 
vollständige Deckung (Guthaben, eingeräumte Kontoüberzie-
hung) vorhanden ist. 

(3) Der Kunde kann vom Kreditinstitut die Erstattung des sei-
nem Konto aufgrund eines von ihm erteilten Lastschriftman-
dats angelasteten Betrags binnen acht Wochen ab dem Zeit-
punkt der Belastung des Kontos verlangen. Bei vom Kunden 
erteilten Firmenlastschriftmandaten besteht kein Recht des 
Kunden, die Rückgängigmachung der Kontobelastung zu ver-
langen. 

 
 
 
 
 
  

(3) Der Kunde kann vom Kreditinstitut die Erstattung des sei-
nem Konto aufgrund eines von ihm erteilten Lastschriftman-
dats angelasteten Betrags binnen acht Wochen ab dem Zeit-
punkt der Belastung des Kontos verlangen. Das Kreditinstitut 
hat diesem Verlangen des Kunden innerhalb von zehn Ge-
schäftstagen nachzukommen und die Belastung seines Kontos 
mit dem eingezogenen Betrag mit Wertstellung zum Datum der 
Belastung des Kontos rückgängig zu machen. Bei vom Kunden 
erteilten Firmenlastschriftmandaten besteht kein Recht des 
Kunden, die Rückgängigmachung der Kontobelastung zu ver-
langen. 
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(4) Einem berechtigten Verlangen des Kunden auf Rückgän-
gigmachung einer Belastungsbuchung wird innerhalb von zehn 
Geschäftstagen entsprochen. 

gelöscht 

(5) War die zu Lasten des Kontos des Kunden ausgeführte 
Lastschrift nicht autorisiert, kann der Kunde die Erstattung des 
belasteten Betrags gemäß Z 16 Abs 3 und 4 verlangen. 

(4) War die zu Lasten des Kontos des Kunden ausgeführte 
Lastschrift bzw. Firmenlastschrift nicht autorisiert, kann der 
Kunde die Erstattung des belasteten Betrags gemäß Z 16 Abs 
3 und 4 verlangen. 

Z 44. Die mit Verbrauchern …..  Z 44. (1) Die mit Verbrauchern ……. 

(2) Entgelte, die als Prozentsätze ausgewiesen sind, unterlie-
gen keiner Anpassung nach Abs 1, ausgenommen sind Ent-
gelte im Wertpapierbereich (z.B. Depotgebühren). 

Z 50. (1) Das Pfandrecht sichert die Ansprüche des Kreditinsti-
tuts gegen den Kunden aus der Geschäftsverbindung, ein-
schließlich der Gemeinschaftskonten, auch wenn die Ansprü-
che bedingt, befristet oder noch nicht fällig sind. 

Z 50. (1) Das Pfandrecht sichert die Ansprüche des Kreditinsti-
tuts gegen den Kunden aus der Geschäftsverbindung, ein-
schließlich der Gemeinschaftskonten, auch wenn die Ansprü-
che bedingt, befristet oder noch nicht fällig sind. Ist der Kunde 
Unternehmer, sichert das Pfandrecht auch gesetzliche Ansprü-
che des Kreditinstituts sowie Ansprüche gegen Dritte, für deren 
Erfüllung der Kunde persönlich haftet. 

Z 51. (2) Das Kreditinstitut wird unbeschadet des bestehenden 
Pfandrechtes Dispositionen des Kunden zugunsten Dritter 
über Guthaben auf Girokonten durchführen, solange dem Kun-
den keine Mitteilung des Kreditinstituts über die Geltendma-
chung des Pfandrechtes zugegangen ist. Eine Pfändung des 
Guthabens gilt nicht als Disposition des Kunden. 

Z 51. (2) Das Kreditinstitut wird unbeschadet des bestehenden 
Pfandrechtes Dispositionen des Kunden zugunsten Dritter 
über Guthaben auf Girokonten durchführen, solange dem Kun-
den keine Mitteilung des Kreditinstituts über die Geltendma-
chung des Pfandrechtes zugegangen ist. Eine Pfändung des 
Guthabens gilt nicht als Disposition des Kunden. Bis zur Mittei-
lung des Kreditinstituts über die Geltendmachung des Pfand-
rechts kann der Kunde über seine Guthaben somit frei dispo-
nieren. Das Kreditinstitut wird sein Pfandrecht nur im Falle ei-
nes bestehenden Sicherungsinteresses und nur in einem sol-
chen Ausmaß geltend machen, als dies zur Sicherung seiner 
Ansprüche erforderlich ist. Gehen am Girokonto Zahlungen auf 
nicht oder nur beschränkt pfändbare Geldforderungen des 
Kunden ein, erfasst das Pfandrecht des Kreditinstituts am Gut-
haben auf diesem Girokonto nur den pfändbaren Teil dieser 
Eingänge. 

Z 72. Bei Konvertierung, Kapitalerhöhung, Kapitalherabset-
zung, Verschmelzung, Ausübung oder Verwertung von Be-
zugsrechten, Aufforderung zur Einzahlung, Zusammenlegung, 
Umstellung, Umtauschangebot, Arrosion und sonstige wichtige 
die Wertpapiere betreffenden Maßnahmen wird das Kreditin-
stitut, wenn hierüber eine Bekanntmachung im „Amtsblatt der 
Wiener Zeitung“ erschienen ist oder dem Kreditinstitut namens 
der Emissionsstelle oder vom ausländischen Verwahrer recht-
zeitig zukommt, den Kunden zu benachrichtigen versuchen. 
Erteilt der Kunde keine rechtzeitigen Weisungen, so wird das 
Kreditinstitut nach bestem Ermessen unter Berücksichtigung 
des Kundeninteresses handeln, insbesondere sonst verfal-
lende Rechte zum letztmöglichen Zeitpunkt verwerten. 

Z 72. (1) Bei Konvertierung, Kapitalerhöhung, Kapitalherabset-
zung, Verschmelzung, Ausübung oder Verwertung von Be-
zugsrechten, Aufforderung zur Einzahlung, Zusammenlegung, 
Umstellung, Umtauschangebot, Arrosion und sonstige wichtige 
die Wertpapiere betreffenden Maßnahmen wird das Kreditin-
stitut, wenn hierüber eine Bekanntmachung im „Amtsblatt der 
Wiener Zeitung“ oder auf der „Elektronische Verlautbarungs- 
und Informationsplattform des Bundes“ erschienen ist oder 
dem Kreditinstitut namens der Emissionsstelle oder vom aus-
ländischen Verwahrer rechtzeitig zukommt, den Kunden zu be-
nachrichtigen versuchen. Erteilt der Kunde keine rechtzeitigen 
Weisungen, so wird das Kreditinstitut nach bestem Ermessen 
unter Berücksichtigung des Kundeninteresses handeln, insbe-
sondere sonst verfallende Rechte zum letztmöglichen Zeit-
punkt verwerten. 

(2) Ist der Kunde Aktionär einer Gesellschaft, die ihren Sitz in 
einem EWR-Mitgliedstaat hat und deren Aktien auf einem ge-
regelten Markt in einem EWR-Mitgliedstaat zum Handel zuge-
lassen sind, wird das Kreditinstitut unbeschadet des Abs 1 dem 
Kunden die für die Ausübung seiner Aktionärsrechte erforder-
lichen Informationen seitens der Gesellschaft, die das Kredit-
institut erhält, hinsichtlich der für den Kunden verwahrten Wert-
papiere unverzüglich übermitteln. Wenn diese Informationen 
auf der Internetseite der Gesellschaft zur Verfügung stehen, 
darf das Kreditinstitut dem Kunden anstelle der Informationen 
unverzüglich die Mitteilung übermitteln, wo die Informationen 
auf der Website der Gesellschaft gefunden werden können. 
Wenn die Gesellschaft diese Informationen oder diese Mittei-
lung allen ihren Aktionären, die Aktien der betreffenden Gat-
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tung halten, direkt übermittelt, ist das Kreditinstitut zur Über-
mittlung der Informationen oder der Mitteilung nicht verpflich-
tet. 

(3) Erteilt der Kunde keine rechtzeitigen Weisungen, so wird 
das Kreditinstitut nach bestem Ermessen unter Berücksichti-
gung des Kundeninteresses handeln, insbesondere sonst ver-
fallende Rechte zum letztmöglichen Zeitpunkt verwerten. 

Z 83. Alle Informationen zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten stehen ab 25.5.2018 auf der Homepage des Kreditinsti-
tuts zur Verfügung. 

entfällt 

 


